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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 04 – Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2023/2024 in 
seiner 23. Sitzung am 25. November 2022 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurden auch folgende Mitteilungen sowie das Schrei-
ben des Kultusministeriums, soweit Einzelplan 04 betroffen:

a)	�Mitteilung des Ministeriums für Finanzen vom 
	 26. Oktober 2022
	 –	� Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Dotationen und Ausstat-

tung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten

	 –	 Drucksache 17/3503

b)	Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022
	 –	� 29. Landessportplan Baden-Württemberg für die Haushalts-

jahre 2023/2024
	 –	 Drucksache 17/3504

	 mit der Empfehlung und dem Bericht des Ausschusses 
	 für Kultus, Jugend und Sport vom 8. November 2021

c)	Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022
	 – 	51. Landesjugendplan für die Haushaltsjahre 2023/2024
	 – 	Drucksache 17/3509

	� mit der Empfehlung und dem Bericht des Ausschusses für Kultus, 
Jugend und Sport, soweit Einzelplan 04 berührt ist, vom 8. No-
vember 2021

d)	Schreiben des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
	 vom 3. November 2022
	 – 	Übersichten zum Schulhausbau und zum Sport-
		  stättenbau 

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 
04/1 bis 04/13, 04/15, 04/17 bis 04/20, 04/22, 04/24, 04/28 bis 04/37, 04/39 bis 
04/45, 04/47 bis 04/51, 04/53 bis 04/57, 04/59, 04/63, 04/66, 04/69 bis 04/85 so-
wie die Entschließungsanträge 04/14, 04/16, 04/21, 04/23, 04/25 bis 04/27, 04/38, 
04/46, 04/52, 04/58, 04/60 bis 04/62, 04/64, 04/65, 04/67 und 04/68 sind diesem 
Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Vorsitzende begrüßt die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport und den Mi-
nisterialdirektor im Ministerium für Kultus, Jugend und Sport. 

Der Berichterstatter für den Bereich Kultus trägt vor, bevor er auf die Zahlen ein-
gehe, mache er eine grundsätzliche Bemerkung. Im Haushalt stünden naturgemäß 
Ausgaben und Einnahmen, aber nie der Nutzen. Die Kinder und Jugendlichen, die 
heute zur Schule gingen, würden in den Jahren 2070 bis 2080 aus dem Berufs-
leben scheiden und die Gesellschaft noch im 22. Jahrhundert mitprägen. Daran 
lasse sich erkennen, wie wichtig der Etat für Kultus, Jugend und Sport für die 
Nachhaltigkeit des Gesamthaushalts sei.

Der Einzelplan 04 stelle den mit Abstand größten Fachetat dar; die Schwerpunkte 
würden also richtig gesetzt. Anhand der Einzelpläne des Ministeriums für Wis-
senschaft, Forschung und Kunst sowie des Ministeriums für Kultus, Jugend und 
Sport werde ersichtlich, dass für junge Menschen im Land über 20 Milliarden € 
ausgegeben würden und damit mehr als jeder dritte Euro des Gesamthaushalts. 

Weiter legt er dar, der Einzelplan 04 selbst umfasse ein Volumen von 13,27 Mil-
liarden € für das Jahr 2023 und von 13,39 Milliarden € für das Jahr 2024. Er 
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werde im Verlauf deutlich höhere Zahlen ausweisen. Dies liege daran, dass die 
Personalkosten mit dem Ist von 2021 angesetzt würden. Die absehbaren Gehalts-
erhöhungen würden über die Verstärkungstitel in Einzelplan 12 – Allgemeine 
Finanzverwaltung – bezahlt, sodass die realen Ausgaben im Haushalt 2023 an die 
14 Milliarden € reichten. Der Berichterstatter gehe davon aus, dass der Haushalt 
2024 in der Abwicklung noch darüber liegen werde. 

Zunächst komme er auf drei Positionen im Kapitel 0402 – Allgemeine Bewilli-
gungen – zu sprechen. Knapp 4 Milliarden € pro Jahr würden für Versorgungs-
bezüge von Beamtinnen und Beamten ausgegeben. Dabei handle es sich um eine 
sehr große Summe. Bedürfe es Mehrausgaben, müssten diese im Gesamthaus-
halt aufgebracht werden, bedürfe es geringerer Ausgaben, fielen die Einsparungen 
dem Gesamthaushalt anheim. Dies sei bei der Frage nach Einsparmöglichkeiten 
zu berücksichtigen. 

Bei Betrachtung des Titels 972 10 – Globale Minderausgabe für den Einzel-
plan 04 – könne festgestellt werden: Der dort ausgewiesene Betrag von 165,9 
bzw. 164,7 Millionen € sei mehr als fünfmal so hoch wie der komplette Mittel-
ansatz im Kapitel 0453: Weiterbildung. Dies zeige, wo das Land inzwischen 
gelandet sei. Damit erspare sich der Haushaltsgesetzgeber die unangenehme 
Aufgabe, Einsparungen zu konkretisieren. Allerdings verliere der Haushalt da-
durch an Transparenz, und dies werde dem Anspruch, den die Parlamentarier 
an sich selbst stellten, eigentlich nicht gerecht. 

Gewisse Positionen müssten mit einer globalen Minderausgabe belastet werden. 
Es sei kein Geheimnis, dass ein signifikanter Anteil der globalen Minderausgabe 
in diesem Einzelplan nur erbracht werden könne, indem Stellen während des lau-
fenden Schuljahrs nicht komplett besetzt würden. Damit fielen weniger Gehalts-
kosten an. Stellen zu schaffen und diese dann erst später zu besetzen sei jedoch al-
les andere als sinnvoll, insbesondere mit Blick auf die jetzt glücklicherweise stei-
gende Zahl an Studienanfängern und Absolventen in den Lehramtsstudiengängen. 

Weiter verweise er auf die Titelgruppe 91 – Zuwendungen an Schulträger zur 
Schaffung des erforderlichen Schulraums –, worüber Schulneubau und -sanierung, 
die inklusionsbedingten Umbaumaßnahmen sowie Baumaßnahmen für das Ganz
tagesangebot mit knapp 200 Millionen € im Jahr 2023 und 217 Millionen € im Jahr 
2024 bezuschusst würden. Die maximal förderfähigen Baukosten je Quadratmeter 
– diese Anmerkung sei ihm erlaubt – müssten dringend an die Preissteigerungen an-
gepasst werden. Andernfalls würden Kommunen Sanierungen so lange aufschieben, 
bis es zu spät sei – und hinterher dann entsprechend höhere Neubauzuschüsse bean-
tragen. Ein solcher Effekt liege ganz sicher nicht im öffentlichen Interesse. 

Die Kapitel 0403 – Obere Schulaufsichtsbehörden – und 0404 – Staatliche Schul-
ämter – umfassten zusammen 29 Millionen € pro Jahr. Die Kapitel 0405 bis 0428 
beschäftigten sich mit den staatlichen Schulen, ebenso wie Kapitel 0436. Dem-
nach würden in den Jahren 2023 und 2024 jeweils rund 6,5 Milliarden € für die 
staatlichen Schulen aufgewandt. Das, was für staatliche Schulen ausgegeben wer-
de, stelle – ohne Verrechnungen – den größten Posten im Haushalt dar, und genau 
so solle es auch sein. 

In Kapitel 0435 – Förderung von Schulen in freier Trägerschaft – seien für 2023 
und 2024 jeweils 1,2 Milliarden € eingestellt. Im Kapitel 0439 – Vorschulische 
Bildung und Betreuung – würden 50 Millionen € im Jahr 2023 und 52,4 Millio-
nen € im Jahr 2024 veranschlagt. Hinzu kämen Änderungsanträge, wodurch die 
Mittelansätze insgesamt wohl bei über 60 Millionen € liegen würden. Zusätz-
lich würden im Einzelplan 12 zudem 1,3 Milliarden € für die Betreuung der un-
ter Dreijährigen und über 1 Milliarde € für die Betreuung der Kinder über drei 
Jahre an die Kommunen bezahlt. 

Werde der Bildungsaufwand des Landes Baden-Württembergs berechnet, müss-
ten diese 2,4 Milliarden € im Grunde noch hinzugerechnet werden. Damit würden 
40 %, wenn nicht sogar mehr, des Haushalts direkt in die frühkindliche Bildung 
und in die Bildung von Kindern und Erwachsenen fließen. 
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Weiter verweise der Berichterstatter auf die Kapitel „Überregionale und internati-
onale Kulturpflege“ und „Digitalisierung, Landesmedienzentrum und Medienför-
derung“ mit kleineren Beträgen sowie auf die Kapitel, die sich mit Qualitätssiche-
rung und Bildungsanalyse sowie der Aus- und Fortbildung der Lehrkräfte beschäf-
tigten. Im Kapitel 0453 – Weiterbildung – seien 31,4 Millionen € im Jahr 2023 und  
31,9 Millionen € im Jahr 2024 veranschlagt, während im Kapitel 0455 – Pau-
schalleistungen an die Kirchen und Aufwendungen für andere Religionsgemein-
schaften und sonstige kirchliche Zwecke“ jeweils rund 152,5 Millionen € pro 
Jahr ausgebracht seien. Zur Sportförderung werde die Berichterstatterin für den 
Bereich Jugend und Sport gleich noch etwas sagen. 

Bei den staatlichen Schulen würden neue Stellen geschaffen. Dies sei wichtig; 
denn während es in der Vergangenheit eine Diskussion über einen Lehrerabbau-
pfad gegeben habe, werde nun aufgestockt mit in Summe 728 neu einzurichten-
den Stellen. Daneben würden 1 165 Stellen für die Betreuung von Flüchtlingskin-
dern aus der Ukraine oder Syrien aus dem Einzelplan 12 bewirtschaftet. 

Außerdem erfolge eine Verschiebung innerhalb des Haushaltsplans: Von den 
Grund-, Haupt- und Werkrealschulen würden 320 Stellen im Jahr 2023 und  
600 im Jahr 2024 an die Gemeinschaftsschulen und die Realschulen übertragen. 
Dies stelle die Veranschlagung und nicht das Ist dar. Selbstverständlich würden 
im Vollzug die Lehrerstellen genau dort ausgebracht, wo Lehrkräfte gebraucht 
würden. Insofern sage es nichts aus, wenn es zu ein paar Prozent Abweichungen 
komme. Die Lehrerzuweisung werde am Ende – wie er immer wieder gern betone 
– stets bedarfsgerecht erfolgen. 

Er macht deutlich, in Kapitel 0405 – Grund-, Haupt- und Werkrealschulen – wür-
den in der Titelgruppe 90 – Bundesprogramm zum beschleunigten Infrastruktur-
ausbau der Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder – Mittel des Bundes für den 
Ausbau der Ganztagsbetreuung veranschlagt. Die Signale aus allen Richtungen 
hierzu seien alle gut. Er hoffe, dass möglichst bald über das Bundesprogramm 
Klarheit herrsche, weil die Kommunen immerhin erhebliche Investitionen täti-
gen müssten. Wenn der Bund Rechtsansprüche beschließe, sollten die finanziellen 
Auswirkungen nicht immer wieder größtenteils bei den Ländern hängen bleiben; 
hier verweise er auch auf Artikel 106c des Grundgesetzes. 

Die Lohnsteigerungen für das Personal an Schulen in privater Trägerschaft fänden 
sich ebenfalls in Einzelplan 12. 

63,5 Millionen € würden angesetzt, um Vertretungslehrkräfte zu bezahlen. Dies 
betrachte er finanziell als auskömmlich. In den letzten Jahren seien allerdings we-
niger Lehrerinnen und Lehrer ausgebildet worden. Inzwischen werde hier gegen-
gesteuert, und die Anzahl der Studienplätze habe sich mittlerweile erhöht. Das 
Wichtigste sei seines Erachtens, Flexibilität zu gewährleisten. Die meisten Schul-
leiterinnen und Schulleiter wüssten nämlich durchaus, wen sie anrufen könnten, 
z. B. ehemalige Lehrkräfte, um Vertretungen zu organisieren. Insgesamt stelle 
die Personalsituation eine riesige Herausforderung dar, gerade mit Blick auf den 
Zustrom von Flüchtlingskindern, aber auch auf das Beschäftigungsverbot, das für 
jede Schwangere sofort gelte. 

In Kapitel 0436 – Allgemeine Schulangelegenheiten – Titel 633 71 – Zuwei-
sungen für Betreuungsangebote im Rahmen der Verlässlichen Grundschule, für 
flexible Nachmittagsbetreuung und Hortgruppen an Schulen – sollten die Mit-
tel gemäß dem Änderungsantrag 04/75 der Regierungsfraktionen signifikant von  
74 Millionen auf 124 Millionen € pro Jahr angehoben werden. Hier könne das 
Land bereits zusätzliche Zuschüsse zahlen, sodass die Kommunen ihr Angebot 
ausweiteten. In Richtung 2026 sollten damit mit Blick auf den Anspruch auf 
Ganztagsbetreuung erste Schritte getan werden. 

Im Einzelplan 12 würden zudem die Mittel für die Sachkostenbeiträge an die 
Schulträger bereitgestellt; es handle sich um einen hohen dreistelligen Millionen-
betrag. 
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Mit Blick auf die frühkindliche Betreuung – Kapitel 0439: Vorschulische Bil-
dung und Betreuung – verweise er auf das Programm Kolibri. Es gebe zudem die 
Ausbildungsoffensive für Fachkräfte. Hierzu liege der Änderungsantrag 04/79 der 
Regierungsfraktionen zur Weiterentwicklung und Implementierung des Orientie-
rungsplans vor. Damit werde das Volumen des Kapitels auf ca. 60 Millionen € 
ansteigen, was sicherstelle, dass in der frühkindlichen Bildung die Ausbildung 
nochmals verbessert werde. Die Stellen für die praxisintegrierte Ausbildung seien 
in Kapitel 0420 – Berufliche Schulen (Berufsschulen, Berufsfachschulen, Berufs-
kollegs, Berufliche Gymnasien, Berufsoberschulen, Fachschulen) – veranschlagt.

In Kapitel 0441 – Überregionale und internationale Kulturpflege und Bildungs-
hilfe für Entwicklungsländer – würden die Mittel für die deutsch-amerikanischen 
und die deutsch-französischen Institute veranschlagt. Er begrüße, dass die Zu-
schüsse an die deutsch-amerikanischen Institute bereits im vorliegenden Haus-
haltsentwurf erhöht worden seien. Mit dem Änderungsantrag 04/80 der Regie-
rungsfraktionen würden auch die Mittelansätze für die deutsch-französischen Ins-
titute erhöht; es würden das Montpellier-Haus in Heidelberg und zum ersten Mal 
auch das Institut Français in Mannheim gefördert. 

Er resümiert, das Anliegen aller müsse es sein, dass die Haushaltsmittel richtig in-
vestiert würden, und zwar in junge Menschen.

Die Berichterstatterin für den Bereich Jugend und Sport führt aus, in den Be-
reichen Jugend und Sport hätten sich mit dem Entwurf des Haushaltsplans für 
2023/2024 nur wenige Änderungen ergeben. Was das Kapitel 0460 – Sportför-
derung – betreffe, so seien im Zusammenhang mit dem 29. Landessportplan im 
Haushaltsplanentwurf vor allem die Maßnahmen interessant, die auf den Solidar-
pakt Sport IV zurückgingen. Diese Maßnahmen umfassten 2023 eine Fördersum-
me von etwa 125 Millionen € und 2024 von rund 105 Millionen €. Innerhalb des 
Solidarpakts belege die Förderung des Breiten- und Freizeitsports den höchsten 
Anteil mit insgesamt rund 82 Millionen € 2023 und etwa 62 Millionen € im Jahr 
2024. Beim Breiten- und Freizeitsport bildeten die Zuschüsse für die laufenden 
Zwecke des Vereinssports in Höhe von jeweils 40 Millionen € für 2023 und 2024 
den Schwerpunkt der Förderung. 

Für den Abbau des Antragsstaus bei der Förderung des Vereinssportstättenbaus 
seien 2023 nochmals 20 Millionen € vorgesehen. Dadurch ergebe sich der Unter-
schied in den Fördersummen für 2023 und 2024. Sie ruft in Erinnerung, bezüglich 
der Förderung des Vereinssportstättenbaus habe der Ausschuss für Finanzen vor 
etwa einem Monat eine Beschlussempfehlung zum Abbau des dort bestehenden 
Antragsstaus verabschiedet. Hierfür würden nach 2022 für 2023  20 Millionen € 
vorgesehen. 

In der Förderung des kommunalen Sportstättenbaus seien in den Haushaltsjahren 
2023 und 2024 jeweils 17 Millionen € angesetzt. Dies entspreche dem Programm-
volumen des letzten Haushalts.

Zum Kapitel 0465 – Jugend und kulturelle Angelegenheiten – merkt die Abgeord-
nete an, der 51. Landesjugendplan umfasse u. a. die Förderung von Musikschulen 
und Jugendkunstschulen. Hier hätten sich im Vergleich mit dem letzten Haushalt 
nur wenige Veränderungen ergeben.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden bei 
jedem Aufruf von Kapiteln, Anträgen und weiteren Beratungsge-
genständen nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der Vielzahl 
der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. Soweit also 
nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache vermerkt sind, ist 
der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die Beschlussfassung 
eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/3503, so-
weit diese den Einzelplan 04 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.)
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Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen Kenntnis.

Kapitel 0401

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/54 bis 04/56 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD führt aus, der Berichterstatter habe zu 
Recht auf die Bedeutung des Ressorts für Kultus, Jugend und Sport im Land hin-
gewiesen. Baden-Württemberg sei ein Hochtechnologiestandort. Die Bildung sei 
daher von überragender Wichtigkeit, was auch am Haushaltsvolumen abgelesen 
werden könne. 

Allerdings seien die Ziele in der Vergangenheit nicht besonders gut erreicht wor-
den. Die Studienabbrecherquote erweise sich als hoch, ebenso wie die Quote jun-
ger Erwachsener ohne Berufsausbildung. Zudem sei Baden-Württemberg im Bil-
dungsranking in den letzten Jahren trotz hoher Ausgaben permanent zurückgefal-
len und habe eine Trendwende bis jetzt nicht schaffen können. Junge Erwachsene 
würden in Schule und Ausbildung immer weniger gut aufs Leben vorbereitet. Mit 
Blick auf die Insolvenzregister stelle er mit Schrecken fest, dass auch viele junge 
Menschen schon von Überschuldung betroffen seien. 

Deswegen rufe er trotz mancher guten Einzelmaßnahmen dazu auf, zu überlegen, 
wie eine echte Trendwende geschaffen werden könne, und die unbefriedigende 
Situation auch auf dem Arbeitsmarkt nicht einfach so hinzunehmen. Die heutigen 
Schulabgänger müssten mehr an der Zukunft bauen als vielleicht noch ihre Vor-
gänger.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD trägt vor, er habe von den beiden Bericht-
erstattern viel Wahres gehört. Ein bisschen seien deren Aussagen aber vom Tenor 
geprägt: „Alles in Butter, aber die da draußen haben es nicht kapiert.“

Ausdrücklich anschließen könne er sich der Auffassung, dass es nicht sinnvoll sei, 
die globale Minderausgabe mehr als fünfmal so hoch anzusetzen wie den Gesamt-
betrag im Kapitel 0453: Weiterbildung. Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE 
habe als Berichterstatter bezüglich des Einzelplans 14 – Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst – übrigens noch deutlichere Worte gefunden. Dessen 
Botschaft sei gewesen, dass die globale Minderausgabe kaum zu ertragen sei. Er 
selbst habe bereits vor einigen Wochen die Kultusministerin auf diesen Punkt an-
gesprochen. 

Weitere Ausführungen zum Einzelplan 04 hebe er sich für die Beratungen im 
Plenum auf. Das, was er vonseiten der Schulen im Land in puncto Unterrichts-
ausfall vernehme, habe noch an Dramatik zugenommen – und dieses Problem sei 
hausgemacht. 

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport dankt ihrem Haus sehr für die Er-
stellung des Einzelplans und legt weiter dar, dessen Volumen nehme mit 13 Mil-
liarden € den Löwenanteil beim Landesetat ein. Insgesamt gebe es in Baden-
Württemberg 1,5 Millionen Schülerinnen und Schüler, und sie sei angesichts die-
ser Aufgabe froh über die Unterstützung aus dem gesamten Parlament. Bei allen 
Unterschieden im Detail bestehe doch die einhellige Überzeugung, dass Bildung 
insgesamt eine prioritäre Angelegenheit sei und stets das Beste für die Kinder 
und Jugendlichen sowie auch für weiterbildungswillige Erwachsene getan werden 
solle. 

Außerhalb der Landesgrenzen werde Baden-Württemberg dafür beglückwünscht, 
was über den Solidarpakt Sport geleistet werde. Sie meine, das Land sei hier sehr 
gut aufgestellt. 
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Die Erwirtschaftung der globalen Minderausgabe für den Einzelplan 04 erweise 
sich tatsächlich als eine Herausforderung; immerhin bestehe der Etat ihres Hauses 
zu 85 % aus Personalkosten. 1,2 Milliarden € gingen an die Privatschulen. Die 
übrigen Mittel in Höhe von 800 Millionen € erschienen nur auf den ersten Blick 
frei verfügbar. Hieraus seien u. a. Förderbeiträge für den Schulhausbau und die 
frühkindliche Bildung zu leisten. Ein großer Spielraum bestehe somit nicht.

Sie betont, im vorliegenden Haushaltsentwurf sei sehr stark priorisiert worden, 
um deutlich zu machen, wo die Schwerpunkte für die nächsten zwei Jahre lägen.

Die Änderungsanträge 04/54, 04/55 (insgesamt) und 04/56 werden 
jeweils mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0401 mehrheitlich genehmigt. 

Kapitel 0402

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/13, 04/57, 04/69 und 04/70 sowie 
den Entschließungsantrag 04/14 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bittet um Erläuterung zu den Schwankun-
gen in Titel 883 91A – Zuweisungen an kommunale Träger zur Schulbauförde-
rung.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport antwortet, das Land habe ein Pro-
gramm zum Schulhausbau in Höhe von 100 Millionen € aufgelegt. Die Summen 
im Haushalt ergäben sich aus den Verpflichtungsermächtigungen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU ergänzt, der zuvor angesprochene Titel 
und Titel 883 91E – Zuweisungen an kommunale Träger zur Förderung von Sa-
nierungen von bestehenden Schulgebäuden – seien gegenseitig deckungsfähig. 
Die Mittel würden so eingesetzt, dass es mit Blick auf Neubau und Sanierung am 
besten passe. Die Schwankungen zeigten sich bei dieser Betrachtung bei Weitem 
nicht so stark.

Der Ausschuss nimmt von dem Schreiben des Ministeriums für 
Kultus, Jugend und Sport vom 3. November 2022 – Übersichten 
zum Schulhausbau und zum Sportstättenbau – ohne Widerspruch 
Kenntnis.

Dem Änderungsantrag 04/69 wird einstimmig zugestimmt. 

Der Änderungsantrag 04/57 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 04/70 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Änderungsantrag 04/13 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0402 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 04/14 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0403 einstimmig genehmigt. 

Kapitel 0404 mehrheitlich genehmigt.
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Kapitel 0405

Grund-, Haupt- und Werkrealschulen

Die Änderungsanträge 04/15 (insgesamt), 04/59 und 04/1 werden 
jeweils mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0405 mehrheitlich genehmigt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, die beiden Entschließungsanträge 04/23 und 
04/58 beträfen jeweils auch die Kapitel 0408, 0410, 0416, 0418, 0420 und 0428.

Die Entschließungsanträge 04/16, 04/23 und 04/58 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0408

Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ), 
Staatliche SBBZ und Staatliche SBBZ mit Internat

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/2, 04/17 und 04/18 mit zur Be-
ratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erklärt, nach seinem Eindruck erfolge in 
Titel 233 01 – Erstattungen von Schülerbeförderungskosten von Stadt- und Land-
kreisen – eine Anpassung immer erst ex post. Er fragt, warum nicht von vornher-
ein ein höherer, der Realität angemessener Mittelansatz gewählt werde. 

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport antwortet, die Höhe dieses Ein
nahmetitels sei nicht prognostizierbar. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU fügt hinzu, für diesen Einnahmetitel ge-
be es einen entsprechenden Ausgabetitel, und zwar in derselben Höhe.

Die Änderungsanträge 04/17 (insgesamt), 04/18 (insgesamt) und 
04/2 werden jeweils mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0408 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0410

Realschulen

Der Änderungsantrag 04/19 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt. 

Dem Änderungsantrag 04/71 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 0410 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0416

Gymnasien und Staatliche Gymnasien in Aufbauform 
mit Internat

Der Änderungsantrag 04/20 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt. 
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Kapitel 0416 mehrheitlich genehmigt.

Der Entschließungsantrag 04/21 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0418

Gemeinschaftsschulen

Der Änderungsantrag 04/22 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt.

Kapitel 0418 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0420

Berufliche Schulen (Berufsschulen, Berufsfachschulen, 
Berufskollegs, Berufliche Gymnasien, 

Berufsoberschulen, Fachschulen)

Der Änderungsantrag 04/24 (insgesamt) wird mehrheitlich abge-
lehnt. 

Kapitel 0420 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0428 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0435

Förderung von Schulen in freier Trägerschaft

Dem Änderungsantrag 04/85 wird einstimmig zugestimmt.

Kapitel 0435 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Entschließungsantrag 04/60 verfällt mehrheitlich der Ableh-
nung.

Kapitel 0436

Allgemeine Schulangelegenheiten

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 04/3, 04/4, 04/28 bis 04/36, 04/63 und 
04/72 bis 04/76 sowie die Entschließungsanträge 04/25 bis 04/27, 04/61, 04/62 
und 04/64 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt zur Übersicht über die Sonderver-
wendung von Lehrkräften in der Kultusverwaltung – S. 139 des Einzelplans –, 
weshalb laut Ziffer 4.4 bezüglich der Zeiten zur Erfüllung von Schulleitungsauf-
gaben eine Reduktion gegenüber dem Vorjahr erfolgt sei.

Zu Titel 427 17 – Mittel für Vertretungslehrkräfte zur Sicherung der Unterrichts-
versorgung – möchte er wissen, wie sich die Schwankungen der Jahre 2021, 2022 
und 2023 im Mittelansatz erklärten. 

Um entsprechende Auskunft bitte er zudem zu Titel 633 71 – Zuweisungen für 
Betreuungsangebote im Rahmen der Verlässlichen Grundschule, für flexible 
Nachmittagsbetreuung und Hortgruppen an Schulen. Auch hier gebe es im Zeit-
raum zwischen 2021 und 2023 Schwankungen. Im Weiteren interessiere ihn, wel-
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che Konsequenzen die in der Erläuterung dieses Titels angeführte strukturelle 
Konsolidierung ab 2023 in Höhe von 5,5 Millionen € habe.

Zu Titel 427 54 N – Beschäftigung Pädagogischer Assistentinnen und Assistenten 
– erkundigt er sich unter Hinweis darauf, dass Mehrausgaben für die Beschäfti-
gung pädagogischer Assistentinnen und Assistenten bis zur Höhe von Weniger-
ausgaben bei Kapitel 0436 Titelgruppe 79 – Bundesprogramm „Aufholen nach 
Corona“, Rückenwind – zulässig seien, inwiefern dies erreicht werde. Konkret 
gehe es ihm um die Frage, ob pädagogische Assistentinnen und Assistenten nur 
im Umfang der Mittel eingestellt werden könnten, die bei der Umsetzung des Co-
rona-Aufholprogramms „Lernen mit Rückenwind“ nicht benötigt würden, und für 
welchen Zeitraum diese Stellen gegebenenfalls befristet seien. 

Er fügt hinzu, bereits für das Jahr 2024 seien für das Bundesprogramm „Lernen 
mit Rückenwind“ schon keine Mittel mehr eingestellt, und fragt, wie die Finan-
zierung der pädagogischen Assistenten dennoch gewährleistet bleiben solle.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport erklärt eingangs, die Schwankungen 
bei den Mitteln für Schulleitungen gingen auf Änderungen bei den Funktionsstel-
len zurück.

Weiter legt sie dar, pädagogische Assistentinnen und Assistenten könnten der-
zeit nur dann eingestellt werden, wenn die entsprechenden Deputatsstunden nicht 
durch Lehrkräfte belegt würden. Ihr selbst sei das Anliegen, das ja gerade auch 
von der SPD immer wieder vorgebracht worden sei, sehr wichtig. Daher sei ge-
schaut worden, wie es gelingen könne, mehr Fachkräfte in diesem Bereich, auch 
im Rahmen von multiprofessionellen Teams, zu gewinnen.

Aus dem Programm „Lernen mit Rückenwind“, durch das kofinanziert von Bund 
und Land insgesamt 260 Millionen € zur Verfügung stünden, seien hierfür Mit-
tel verfügbar. Mit Blick auf die vielen Bedarfsfälle im Rahmen von „Aufholen 
nach Corona“ sollten zielgerichtet pädagogische Assistentinnen und Assistenten 
an Schulen eingesetzt werden, die diesbezüglich strukturelle Schwierigkeiten hät-
ten, da eine große Zahl ihrer Schülerinnen und Schüler noch immer sozusagen im 
Aufholmodus seien. 

Sie unterstreicht, da Ausgabereste übertragen werden könnten, lasse sich die Fi-
nanzierung auf diese Weise auch längerfristig sicherstellen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD hält es für problematisch, pädagogische 
Assistentinnen und Assistenten befristet einzusetzen, weil die Mittel für eine un-
befristete Beschäftigung nicht sichergestellt seien, und warnt davor, auf diese 
Weise den Fehler zu wiederholen, den gerade die CDU der SPD für die Zeit ab 
2011 vorgeworfen habe. Tatsächlich ließen sich motivierte und gut qualifizierte 
Fachkräfte nur schwer finden, wenn ihnen lediglich befristete Stellen angeboten 
werden könnten. 

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport macht deutlich, auch wenn jetzt mit 
Befristungen gearbeitet werden müsse, sei es doch Ziel der Landesregierung, die 
pädagogischen Assistenten langfristig in der Anstellung zu halten.

Eine Vertreterin des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport erläutert zu  
Titel 427 17 – Mittel für Vertretungslehrkräfte zur Sicherung der Unterrichtsver-
sorgung –, die Mittelerhöhungen seien pandemiebedingt gewesen; daher sei der 
Ansatz dort einmalig um 5 Millionen € erhöht worden. Nun gehe es im Bereich 
der Vertretungsmittel auf den ursprünglichen Ansatz von 63 Millionen € zurück.

Was die Konsolidierung bei den Betreuungskosten angehe, die in Höhe von  
5,5 Millionen € vorgenommen worden sei, so habe es bislang einen sehr aus-
kömmlichen Mittelansatz gegeben. Nun seien Personalkostensteigerungen be-
rücksichtigt worden, und anhand dieser Steigerungen sei im Sinne der Konsoli-
dierung der Mittelansatz auf den tatsächlichen Bedarf abgesenkt worden.
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Der Abgeordnete der Fraktion der SPD möchte zu Kapitel 0405 Titel 534 01 N 
– Analyse des DJI zum Bedarf an Ganztagsplätzen – wissen, weshalb bei einer 
solch zentralen Fragestellung die erforderlichen Mittel erst im Haushaltsjahr 2024 
verfügbar sein sollten.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport erläutert, die ursprüngliche Progno-
se zur Zahl der benötigten Ganztagsplätze sei für Baden-Württemberg von einem 
großen Fehlbestand ausgegangen. Nun solle das Deutsche Jugendinstitut (DJI)  
eine weitere Prognose anstellen. Die Verpflichtungsermächtigung in Titel 534 01 N  
stehe im Vorlauf zu der entsprechenden Ausschreibung.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt zu Kapitel 0436 Titel 538 01 – Ein-
bindung von außerschulischen Experten und Organisationen –, worauf die deut-
liche Mittelsteigerung gegenüber den Haushaltsjahren 2020 und 2021 zurückzu-
führen sei.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport teilt mit, dabei gehe es um Mittel 
für die Einrichtung pro familia, die im Rahmen der Sexualberatung eingebunden 
werde.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erkundigt sich zu Titelgruppe 76 – Schul-
partnerschaften mit Israel –, weshalb zwar für Reisekosten – Titel 527 76 – die 
Mittelansätze konstant blieben, die Zuschüsse an sonstige Träger – Titel 684 76 
– sowie die Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände – Titel 633 76 
– aber von jeweils 50 000 € auf 10 000 € bzw. auf null Euro abgesenkt werden 
sollten.

Die Ministerin für Kultus, Jugend und Sport erläutert, hier sei ein Deckungsver-
merk geschaffen worden.

Änderungsantrag 04/73 (insgesamt) einstimmig zugestimmt.

Die Änderungsanträge 04/28 (insgesamt), 04/29 (insgesamt) und 
04/30 verfallen jeweils mehrheitlich der Ablehnung.

Änderungsantrag 04/63 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 04/3 ebenfalls mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/72 wird einstimmig zugestimmt. 

Die Änderungsanträge 04/31 (insgesamt) und 04/32 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/74 wird einstimmig zugestimmt.

Die Änderungsanträge 04/33 (insgesamt), 04/35 und 04/34 verfal-
len jeweils mehrheitlich der Ablehnung.

Änderungsantrag 04/75 mehrheitlich zugestimmt.

Änderungsanträge 04/36 und 04/4 mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/76 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 0436 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Die Entschließungsanträge 04/25, 04/26 und 04/27 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.
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Die Entschließungsanträge 04/61, 04/62 und 04/64 verfallen eben-
falls jeweils mehrheitlich der Ablehnung.

Kapitel 0439

Vorschulische Bildung und Betreuung

Änderungsantrag 04/37 mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/77 wird einstimmig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 04/39 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Die Änderungsanträge 04/5, 04/6 und 04/7 werden ebenfalls jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsanträge 04/40, 04/41, 04/42 und 04/44 jeweils mehrheit-
lich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/79 wird einstimmig zugestimmt.

Änderungsantrag 04/45 mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/78 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Änderungsantrag 04/43 mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0439 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Die Entschließungsanträge 04/38, 04/46 und 04/65 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0441

Überregionale und internationale Kulturpflege und 
Bildungshilfe für Entwicklungsländer

Dem Änderungsantrag 04/80 (insgesamt) wird einstimmig zuge-
stimmt.

Kapitel 0441 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0442 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0443 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0444

Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL)

Die Änderungsanträge 04/47 (insgesamt) und 04/48 (insgesamt) 
werden jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0444 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0445 einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0453

Weiterbildung

Änderungsantrag 04/8 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 04/49 (insgesamt) ebenfalls mehrheitlich abge-
lehnt.

Dem Änderungsantrag 04/81 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 0453 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0455

Pauschalleistungen an die Kirchen und 
Aufwendungen für andere Religionsgemeinschaften 

und sonstige kirchliche Zwecke

Der Änderungsantrag 04/9 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0455 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0460

Sportförderung

Ohne Widerspruch empfiehlt der Ausschuss dem Plenum, von der 
Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 17/3504, Kenntnis zu 
nehmen.

Die Änderungsanträge 04/50, 04/10 und 04/11 werden jeweils 
mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 04/82 (insgesamt) wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Änderungsantrag 04/51 mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 04/66 ebenfalls mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0460 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0465

Jugend und kulturelle Angelegenheiten

Ohne Widerspruch empfiehlt der Ausschuss dem Plenum, von der 
Mitteilung der Landesregierung, Drucksache 17/3509, soweit diese 
den Einzelplan 04 betrifft, Kenntnis zu nehmen.

Der Änderungsantrag 04/53 wird mehrheitlich abgelehnt.

Änderungsantrag 04/12 ebenfalls mehrheitlich abgelehnt.

Den Änderungsanträgen 04/83 (insgesamt) und 04/84 (insgesamt) 
wird jeweils einstimmig zugestimmt.
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Kapitel 0465 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Die Entschließungsanträge 04/52, 04/67 und 04/68 verfallen je-
weils mehrheitlich der Ablehnung.

Der Vorsitzende stellt fest, dass für den Bereich des Einzelplans 04 keine Wort-
meldungen zu Projekten vorlägen, die im Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzver-
waltung – veranschlagt seien.

8.12.2022/10.12.2022

Dr. Albrecht Schütte (für den Bereich Kultus)

Nese Erikli (für den Bereich Jugend und Sport)
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Anlage 1

Empfehlung und Bericht
des Ausschusses für Kultus, Jugend und Sport

an den Ausschuss für Finanzen

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022
–	 Drucksache 17/3504

–	 29. Landessportplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022 – Drucksache 
17/3504 – Kenntnis zu nehmen.

8.11.2022

Der Berichterstatter:	 Die Vorsitzende:

Dr. Timm Kern 		  Petra Häffner 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport behandelte die Mitteilung Druck
sache 17/3504 in seiner 13. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonfe-
renz stattfand, am 8. November 2022.

Die Vorsitzende verwies auf die ausführliche Beratung im Rahmen der Anhörung 
zum Landessportplan.

Ohne weitere Aussprache empfahl der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport 
dem federführenden Ausschuss für Finanzen, dem Plenum zu empfehlen, von der 
Mitteilung Drucksache 17/3504 Kenntnis zu nehmen. 

25.11.2022 

Dr. Timm Kern
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Anlage 2

Empfehlung und Bericht
des Ausschusses für Kultus, Jugend und Sport

an den Ausschuss für Finanzen

zu der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022
–	 Drucksache 17/3509

–	 51. Landesjugendplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

E m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung der Landesregierung vom 25. Oktober 2022 – Drucksache 
17/3509 – Kenntnis zu nehmen.

8.11.2022

Die Berichterstatterin:	 Die Vorsitzende:

Katrin Steinhülb-Joos 	 Petra Häffner 

B e r i c h t

Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport behandelte die Mitteilung Druck
sache 17/3509 in seiner 13. Sitzung, die als gemischte Sitzung mit Videokonfe-
renz stattfand, am 8. November 2022.

Die Vorsitzende verwies auf die ausführliche Beratung im Rahmen der Anhörung 
zum Landesjugendplan.

Ohne weitere Aussprache empfahl der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport 
dem federführenden Ausschuss für Finanzen, dem Plenum zu empfehlen, von der 
Mitteilung Drucksache 17/3509 Kenntnis zu nehmen. 

30.11.2022 

Katrin Steinhülb-Joos
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